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Geſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 
— Nr. 31.— 
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bei den Bauten der Zivilverwaltung, S. 319. — Bekanntmachung der nach dem Geſetze vom 
10. April 1872 durch die Regierungs-Amtsblätter veröffentlichten landesherrlichen Erlaſſe, Urkunden ꝛc., 
S. 322. 


(Fr. 10633.) Geſetz, betreffend die Bewilligung weiterer Staatsmittel zur Verbeſſerung der 
Wohnungsverhältniſſe von Arbeitern, die in ftantlichen Betrieben beſchäftigt 
ſind, und von gering beſoldeten Staatsbeamten. Vom 8. Juli 1905. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen xx. 


verordnen mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 


$ 1. . 

Der Staatsregierung wird ein weiterer Betrag von fünfzehn Millionen 
Mark zur Verwendung nach Maßgabe des Geſetzes vom 13. Auguſt 1895 
Geſetz⸗Samml. S. 521), betreffend die Bewilligung von Staatsmitteln zur Ver- 
beſſerung der Wohnungsverhältniſſe von Arbeitern, die in ſtaatlichen Betrieben 
beſchäftigt ſind, und von gering beſoldeten Staatsbeamten, zur Verfügung geſtellt. 


$ 2. 

Zur Bereitſtellung der im § 1 gedachten fünfzehn Millionen Mark iſt 
eine Anleihe durch Veräußerung eines entſprechenden Betrags von Schuld— 
verſchreibungen aufzunehmen. 

An Stelle der Schuldverſchreibungen können vorübergehend Schatzanweiſungen 
ausgegeben werden. Der Fälligkeitstermin iſt in den Schatzanweiſungen anzu- 
geben. Die Staatsregierung wird ermächtigt, die Mittel zur Einlöſung dieſer 
Schatzanweiſungen durch Ausgabe von neuen Schatzanweiſungen und von Schuld— 
verſchreibungen in dem erforderlichen Nennbetrage zu beſchaffen. Die Schatz⸗ 
anweiſungen können wiederholt ausgegeben werden. 
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Schatzanweiſungen oder Schuldverfchreibungen, die zur Einlöſung von 
fällig werdenden Schatzanweiſungen beſtimmt ſind, hat die Hauptverwaltung der 
Staatsſchulden auf Anordnung des Finanzminiſters vierzehn Tage vor dem 
Fälligkeitstermine zur Verfügung zu halten. Die Verzinſung der neuen Schuld⸗ 
papiere darf nicht vor dem Zeitpunkte beginnen, mit dem die Verzinſung der 
einzulöſenden Schatzanweiſungen aufhört. 


53. 

Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zins⸗ 
fuße, zu welchen Bedingungen der Kündigung und zu welchen Kurſen die Schatz⸗ 
anweiſungen und die Schuldverſchreibungen verausgabt werden follen, beſtimmt 
der Finanzminiſter. 

Im übrigen kommen wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe die 
Vorſchriften des Geſetzes vom 19. Dezember 1869, betreffend die Konſolidation 
Preußiſcher Staatsanleihen (Geſetz-Samml. S. 1197), des Geſetzes vom 8. März 
1897, betreffend die Tilgung von Staatsſchulden (Geſetz-Samml. S. 43) und 
des Geſetzes vom 3. Mai 1903, betreffend die Bildung eines Ausgleichsfonds für 
die Eiſenbahnverwaltung (Geſetz⸗Samml. S. 155), zur Anwendung. 


$ A. 
Dem Landtag ift bei deſſen nächſter regelmäßiger Zuſammenkunft über die 
Ausführung dieſes Geſetzes Rechenſchaft zu geben. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Flensburger Föhrde, den 8. Juli 1905. 


(L. S0 Wilhelm. 
Fürſt v. Bülow. Schönſtedt. Gr. v. Poſadowsky. Studt. 


Frhr. v. Rheinbaben. Möller. v. Budde. Frhr. v. Richthofen. 
v. Bethmann Hollweg. 


gg 


(Nr. 10634.) Geſetz, betreffend die Koſten der Prüfung überwachungsbedürftiger Anlagen. 
Vom 8. Juli 1905. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 1. 


verordnen mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtags der Monarchie, was folgt: 


8 1. 

Soweit durch Polizeiverordnung des Oberpräſidenten, des Regierungs⸗ 
präſidenten (in Berlin des Polizeipräſidenten) oder des Oberbergamts angeordnet 
wird, daß 

1. Aufzüge, 

2. Kraftfahrzeuge, 

3. Dampffäſſer, 

4. Gefäße für verdichtete und verflüſſigte Gaſe, 

5. Mineralwaſſerapparate, 

6. Azetylenanlagen, 

Elektrizitätsanlagen 

durch Sachverſtändige vor der Inbetriebſetzung oder wiederholt während des 
Betriebs geprüft werden, kann in dieſen Verordnungen den Beſitzern die Ver⸗ 
pflichtung auferlegt werden, die hierzu nötigen Arbeitskräfte und Vorrichtungen 
bereitzuſtellen und die Koſten der Prüfungen zu tragen. 


$ 2. 
Über Art und Umfang der in die Polizeiverordnungen aufzunehmenden 
Anlagen ſowie über die bei Prüfung dieſer Anlagen anzuwendenden Grundſätze 
erläßt der zuſtändige Miniſter allgemeine Anweiſungen. 


8 

Mitglieder von Vereinen zur Überwachung der im § 1 bezeichneten Anlagen, 
die den Nachweis führen, daß ſie die Prüfungen mindeſtens in dem behördlich 
vorgeſchriebenen Umfange durch anerkannte Sachverſtändige ſorgfältig ausführen 
laſſen, können durch den Miniſter für Handel und Gewerbe von den amtlichen 
Prüfungen ihrer Anlagen widerruflich befreit werden. 

Die gleiche Vergünſtigung kann einzelnen Beſitzern derartiger Anlagen für 
deren Umfang gewährt werden, auch wenn fie einem Überwachungsvereine nicht 
angehören. 

§ 4. 


Die Koſten der Prüfungen können nach Tarifen berechnet werden, deren 
Feſtſetzung oder Genehmigung ($ 3 Abf. 1) den zuſtändigen Miniſtern vor⸗ 
behalten bleibt. 


-] 
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8 5. 
Die Beitreibung der gemäß § 4 amtlich feſtgeſetzten Koſten der Prüfungen 
erfolgt im Verwaltungszwangsverfahren. 


§ 6. 

Dieſes Geſetz findet keine Anwendung auf ſolche Anlagen, die der ſtaatlichen 
Aufſicht nach dem Geſetz über die Eiſenbahnunternehmungen vom 3. November 
1838 (Gefeß-Samml. S. 505) oder nach dem Geſetz über Kleinbahnen und 
Privatanſchlußbahnen vom 28. Juli 1892 (Geſetz-Samml. S. 225) unterliegen. 


$ 7. 
Die zuſtändigen Minifter find mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Flensburger Föhrde, den 8. Juli 1905. 


(L. S.) Wilhelm. 
Fürſt v. Bülow. Schönſtedt. Gr. v. Poſadowsky. 
Studt. Frhr. v. Rheinbaben. Möller. v. Budde. v. Einem. 
Frhr. v. Richthofen. v. Bethmann Hollweg. 


(Nr. 10635.) Geſetz zur Abänderung des Geſetzes, betreffend die Ausführung des Reichs- 
Viehſeuchengeſetzes, vom 12. März 1881. Vom 22. Juli 1905. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen r. 


verordnen mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtags Unſerer Monarchie, 
was folgt: 
Artikel 1. 

Der § 3 des Geſetzes, betreffend die Ausführung des Reichsgeſetzes über 
die Abwehr und Unterdrückung von Viehſeuchen, vom 12. März 1881 Geſetz⸗ 
Samml. S. 128), erhält unter Fortfall des 2. Abſatzes folgende Faſſung: 

Die zur Abwehr der Seucheneinſchleppung aus dem Ausland in 
Gemäßheit der §§ 7 und 8 des Reichsgeſetzes zu erlaſſenden An—⸗ 
ordnungen ſind von dem Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und 
Forſten oder mit deſſen Genehmigung von den Regierungspräſidenten 
der Grenzbezirke zu treffen. 


u ae 


Artikel 2. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage feiner Verkündigung in Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Nyland, an Bord M. J. „Hohenzollern“, den 22. Juli 1905. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bülow. Schönſtedt. Gr. v. Poſadowsky. Studt. 
Frhr. v. Rheinbaben. v. Podbielski. Möller. Frhr. v. Richthofen. 


(Nr. 10636.) Verordnung, betreffend die Vergütung der Baukaſſenrendanten bei den Bauten 
der Zivilverwaltung. Vom 21. Juni 1905. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, was folgt: 
981. 

Durch Baukaſſenrendanten ſollen nur ſolche Zahlungen geleiſtet werden, die 
ihrer Natur nach nicht füglich bei den Hauptkaſſen der Provinzialbehörden er- 
folgen können. Es kommen hierbei hauptſächlich in Betracht: 

a) Lohnzahlungen an die bei den Bauten und zugehörigen Betrieben be— 

ſchäftigten Arbeiter und ſonſtigen im Lohnverhältniſſe ſtehenden Perſonen, 

p) Zahlungen für Zwecke der Kranken- und Invalidenverſicherung dieſer 

Perſonen, 

e) Zahlungen an Handwerker, Unternehmer uſw. für die bei den Bauten 

und Betrieben ausgeführten Arbeiten und Lieferungen. 

Zu e ift vom Verwaltungschef feſtzuſetzen, bis zu welchem Höchſtbetrage 
Zahlungen aus der Baukaſſe beſtritten werden können. 

Der Verwaltungschef iſt unter Zuſtimmung des Finanzminiſters befugt, 
in Ausnahmefällen die Heranziehung des Baukaſſenrendanten auch zu anderweiten 
Zahlungsleiſtungen anzuordnen. 

82. 

Die Entſcheidung darüber, inwieweit gemäß § 1 Abſ. a bis e die Zahlungen 
im Einzelfalle durch den Baukaſſenrendanten zu leiſten find, hat durch die zu- 
ftändige Provinzialbehörde bei Einleitung des Baues oder Betriebs zu erfolgen. 


3. 
Der Baukaſſenrendant erhält für alle von ihm geleiſteten Zahlungen eine 
Vergütung nach Maßgabe der Feſtſetzungen im § 4. Den zu Baukaſſenrendanten 


beftellten Domänen-Rentbeamten und Forſtkaſſenrendanten fteht jedoch ein An- 
ſpruch auf Vergütung für die Auszahlung und Verrechnung von Geldern, die 
von der Domänen⸗ oder Forſtverwaltung zur Zahlung angewieſen werden, nicht 
zu. Ebenſo wird für die Zahlungen, welche die Hauptkaſſe der Provinzialbehörde 
durch eine mit ihr im Abrechnungsverkehre ſtehende Kaſſe gegen Empfängerquittung 
leiſten läßt, dem Rendanten dieſer Kaſſe, auch wenn er zugleich zum Baukaſſen⸗ 
rendanten beſtellt iſt, eine Vergütung nicht gewährt. 


84. 

Die Vergütung des Baukaſſenrendanten wird nach der Höhe der von ihm 
aus der Baukaſſe für einen Bau oder Betrieb geleiſteten Zahlungen derart er— 
mittelt, daß 

a) bei Zahlungen von mehr als 600 Mark an Einzelempfänger oder an 

den Vormann und die Abgeordneten von Arbeitergeſellſchaften von 
dem die Summe von 600 Mark überſteigenden Betrag / vom Hundert 
beſonders berechnet wird, im übrigen c 
b) der Betrag von je 600 Mark bei jeder der vorgedachten Zahlungen 
mit allen geringeren, von dem Baukaſſenrendanten geleiſteten und in 
einer Rechnung nachzuweiſenden Zahlungen zuſammengerechnet und von 
der ſich danach ergebenden Summe 
1. für die erſten 20 000 Mark 1 vom Hundert, 
2. für den Betrag über 20 000 Mark bis einſchließlich 40 000 Mark 
/s vom Hundert, 
3. für den Betrag über 40 000 Mark bis einſchließlich 60 000 Mark 
0,5 vom Hundert, 
4. für den Mehrbetrag über 60 000 Mark hinaus 0% vom Hundert 
in Anſatz gebracht wird. 


55. 

Für Dienſtreiſen nach den Zahlungsſtellen erhält der Baukaſſenrendant: 

a) Tagegelder von 6 Mark, wenn der Reiſeweg nach den Zahlungsſtellen 
und zurück zum Wohnorte des Rendanten außerhalb der Ortsgrenze 
mindeſtens 15 Kilometer beträgt; 

b) Reiſekoſten nach den Beſtimmungen des Geſetzes vom 24. März 1873 
Geſetz⸗Samml. S. 122 ff.), der Verordnung vom 15. April 1876 
Geſetz⸗Samml. S. 107) und des Geſetzes vom 21. Juni 1897 Geſetz⸗ 
Samml. S. 193 ff.), und zwar werden 

1. bei Reifen, welche auf Eiſenbahnen, nebenbahnähnlichen Klein⸗ 
bahnen oder Dampfſchiffen gemacht werden können, 7 Pfennig 
für das Kilometer und die Gebühr für den Zu⸗ und Abgang 
von 2 Mark; 


— — 


2. bei Reiſen, welche nicht auf Eiſenbahnen, Kleinbahnen oder 
Dampfſchiffen zurückgelegt werden können, 40 Pfennig für das 
Kilometer gezahlt, während 

3. bei Benutzung von Straßenbahnen die wirklich verauslagten 
Beträge für die Fahrt ſowie bis zur Höhe der beſtimmungs⸗ 
mäßigen Gebühr auch für Zu⸗ und Abgang erſtattet werden. 

Soweit von dem Baukaſſenrendanten Reifen mit unentgeltlich geſtellten 
Verkehrsmitteln ausgeführt werden, hat er an Reiſekoſten nur die beſtimmungs⸗ 
mäßigen Entſchädigungen für Zu⸗ und Abgang zu beanſpruchen. 

Auf die Berechnung der Tagegelder und der Reiſekoſten ſowie auf den 
Anſatz der Zu⸗ und Abgangsgebühr finden im übrigen die gemäß Artikel IV 
des Geſetzes vom 21. Juni 1897 zu den Vorſchriften über die Tagegelder und 
Reiſekoſten der Staatsbeamten ergangenen Ausführungsbeſtimmungen Anwendung. 


$ 6. 

Bei Zahlungen außerhalb des Wohnorts in geringerer Entfernung als 
2 km von der Ortsgrenze ſind dem Rendanten die Fuhrkoſten oder die ſonſtigen 
Auslagen für die Beförderung des Geldes gemäß § 6 der Verordnung vom 
15. April 1876 (Geſetz⸗Samml. S. 107) nach näherer Beſtimmung der Pro- 
vinzialbehörde zu erſtatten. Inwieweit dem Rendanten bei Dienſtwegen zu 
Zahlungen innerhalb einer Ortſchaft die verauslagten Fuhrkoſten zu erſtatten ſind, 
wird nach § 6 Abſ. 2 der vorbezeichneten Verordnung beſtimmt. 


St, 

Für die Rechnungslegung und die damit verbundenen Nebenleiftungen wird 
dem Baukaſſenrendanten eine beſondere Vergütung gewährt, welche nach den vom 
Verwaltungschef im allgemeinen zu beſtimmenden Sätzen in jedem einzelnen 
Falle durch die zuſtändige Provinzialbehörde feſtzuſetzen iſt. 


8 988. 

Wird der Baukaſſenrendant bei Verpachtungen oder Verſteigerungen mit 
der Erhebung der aufkommenden Gelder betraut, fo erhält er für die damit ver- 
bundenen Reiſen Tagegelder und Reiſekoſten nach den Beſtimmungen des Geſetzes 
vom 24. März 1873, der Verordnung vom 15. April 1876 und des Geſetzes 
vom 21. Juni 1897, und zwar nach den Sätzen für die unter Artikel I § 1 
Nr. VI des letztgenannten Geſetzes bezeichneten Beamten, ſofern er nicht einer 
anderen Rangklaſſe angehört. 

89. 


Die nach vorſtehenden Beſtimmungen zu gewährende Vergütung bildet 
zugleich die Entſchädigung für die Verwaltung der Kaſſengeſchäfte und die damit 
verbundenen Unkoſten, insbeſondere auch für die ſichere Unterbringung der Kaſſen⸗ 
beſtände und für die Beförderung der Gelder bei auswärtigen Zahlungsgeſchäften. 


IE 


§ 10. | 

Die dienftlichen Sendungen des Rendanten werden nach den für die Poſt— 
ſendungen in Staatsdienſtangelegenheiten beſtehenden Beſtimmungen für Rechnung 
der Staatskaſſe befördert. 

§ 11. 

Dieſe Verordnung tritt an Stelle des Regulativs vom 26. November 
1853 und des Allerhöchſten Erlaſſes vom 25. Juli 1873, betreffend die Fuhr— 
koſten und Diäten der Baukaſſenrendanten, vom Beginne des Rechnungsjahrs 
1905 ab in Kraft. 8 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Cuxhaven, den 21. Juni 1905. 


(L. S.) Wilhelm. 
Frhr. v. Rheinbaben. v. Budde. 


Bekanntmachung. | 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetz-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 

1. das am 5. Juni 1905 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Drainage— 
genoſſenſchaft zu Schaudienen im Kreiſe Labiau durch das Amtsblatt 
der Königl. Regierung zu Königsberg Nr. 29 S. 415, ausgegeben am 
20. Juli 1905; 

2. der Allerhöchſte Erlaß vom 15. Juni 1905, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Aktiengeſellſchaft „Greifenhagener Kreis— 
bahnen“ zu Greifenhagen zur Entziehung und zur dauernden Beſchränkung 
des zum Bau und Betrieb einer Kleinbahn von Neumark nach Wolters- 
dorf in Anſpruch zu nehmenden Grundeigentums, durch das Amtsblatt 
der Königl. Regierung zu Stettin Nr. 28 S. 167, ausgegeben am 
14. Juli 1905; 

3. das am 15. Juni 1905 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent- 
wäſſerungsgenoſſenſchaft zu Alt-Lipke im Kreiſe Landsberg a. W. durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Frankfurt a. O. Nr. 30 S. 175, 
ausgegeben am 26. Juli 1905. 


Redigiert im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


Beſtellungen auf einzelne Stücke der Geſetz- Sammlung find an das Königl. Gefegfammlungsamt in Berlin W. 9 zu richten. 


